
Zusammenfassende Erklärung 

  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bebauungsplan Nr. 184 A 

Erftstadt-Liblar 

Dechant-Linden-Weg-Ost 
 
 
 
 
 

 
 

U.Wildschütz / U.Schnuis 
Lütticher Straße 10-12 

52064 Aachen 

  



Erftstadt-Liblar Zusammenfassende Erklärung 
Bebauungsplan Nr. 184 A Stand 09.08.2019 

 
 
  

 
2 

 
 
 
 
 
 

Zusammenfassende Erklärung (§ 10 Abs. 4 BauGB) 
 
 

Bebauungsplan Nr. 184 A, Erftstadt Liblar, Dechant-Linden-Weg-Ost 
 

 
Inhalt:  
 
1. Verfahrensablauf  

2. Planzielsetzung  

3. Prüfung der Planungs- bzw. Standortalternativen  

4. Berücksichtigung der Umweltbelange  

5. Berücksichtigung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 





Erftstadt-Liblar Zusammenfassende Erklärung 
Bebauungsplan Nr. 184 A Stand 09.08.2019 

 
 
  

 
4 

gen, der guten Verkehrsanbindung und der Lage im Innenbereich für eine Wohnbebauung 
in besonderem Maße an. 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung 
der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung 
und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf 
das notwendige Maß zu begrenzen. 
 
Die Planung basiert auf dem beschlossenen Wohnbauflächenkonzept der Stadt Erftstadt, 
das das Ziel verfolgt, sowohl in bestehenden Wohnsiedlungsbereichen Spielräume für Mo-
dernisierungen und Ergänzungen zu eröffnen als auch in schrittweiser und maßvoller Vor-
gehensweise weiteres Neubauland, welches aufgrund der derzeitigen Nachfrage in Erfts-
tadt bzw. im Ballungsraum Köln/Bonn dringend erforderlich ist, zu schaffen. Insbesondere 
in den Siedlungsschwerpunkten Liblar und Lechenich sollen aufgrund der jeweiligen Infra-
struktureinrichtungen und ÖPNV-Versorgung über die reine Bestandsentwicklung hinaus 
weitere Wachstumsbereiche abgebildet werden. 
 
 
3. Prüfung der Planungs- und Standortalternativen 
 
Im Innenbereich des Ortsteiles Liblar sind keine alternativen Flächen vorhanden, die ähn-
lich gute Standortvorteile wie das Plangebiet aufweisen. Der momentane Wohnbedarf geht 
erheblich über den zur Verfügung stehenden Immobilienbestand hinaus. Zudem entspre-
chen die älteren Immobilien vorrangig nicht den heutigen Wohnansprüchen und insbeson-
dere nicht den energetischen Aspekten. 
 
Im Rahmen den Wohnbauflächenkonzepts (Beschluss Dezember 2016) wurden alternative 
Flächen untersucht und beschlossen. Da in Liblar in den letzten Jahren zahlreiche Innenbe-
reichsflächen für die Realisierung einer Wohnbebauung aktiviert wurden, sind geeignete 
Flächen in dieser Größenordnung in und um Liblar demnach nur noch am südlichen 
Ortstrand von Liblar vorhanden. Auch hier ist eine Entwicklung vorgesehen. Zur Stärkung 
der Carl-Schurz-Straße ist aber besonders die Entwicklung des aktuellen Plangebietes ge-
eignet. 
 
 
4. Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
Das  Baugesetzbuch  sieht  vor, dass für  die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der  
Aufstellung eines Bauleitplanes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung 
durchgeführt wird, in der die voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 
Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Im Rahmen der Umweltprüfung fand eine 
Bewertung der Planung unter Berücksichtigung der in einschlägigen Fachgesetzen formu-
lierten Ziele statt. Es wurden die bewährten Prüfverfahren eingesetzt, die eine weitgehend 
abschließende Bewertung ermöglichen. Weitere umweltbezogene Informationen wurden 
durch die Fachdienste der Stadt sowie die am Aufstellungsverfahren beteiligten Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Verfügung gestellt.  
 
Der Umweltbericht und artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurden vom Umwelt- und Pla-
nungsamt der Stadt Erftstadt erstellt. 
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Durch die relativ geringe Flächengröße des Plangebiets und die bestehenden Vorbelastun-
gen führt das geplante Vorhaben insgesamt zu keiner relevanten Beeinträchtigung der Tie-
re, Pflanzen und der biologischen Vielfalt im Landschaftsraum. Unzulässige Auswirkungen 
auf Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt treten nicht ein. 
Anhand der ermittelten Bestandssituation im Plangebiet wurden die Umweltauswirkungen, 
die vom Vorhaben ausgehen, prognostiziert und der Umfang und die Erheblichkeit dieser 
Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter abgeschätzt. Durch den Bebauungsplan 
sind die Schutzgüter „Boden (verminderte Niederschlagsversickerung und archäologisches 
Kulturgut)“, „Wasser (erhöhter Oberflächenabfluss)“ und „Mensch (Verkehrslärm und ver-
minderte Erholungsfunktion)“ betroffen. Die Beschreibung der Planung und ihre Auswirkun-
gen lassen jedoch erkennen, dass unter Berücksichtigung geplanter Vermeidungs-, Ver-
minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträch-
tigungen verbleiben. 
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag besagt, dass unter Einhaltung der genannten Vor-
gaben für planungsrelevante Arten bei der Realisierung des Vorhabens bzw. der Bebauung 
keine Verstöße gegen die Zugriffsverbote § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten sind. Die ar-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen stehen der Planung nicht entgegen. 
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass bei Realisierung des Bebauungsplanes 
Nr. 184 „Dechant-Linden-Weg“ unter Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen zur Ver-
meidung und Verringerung und zur Kompensation keine erheblichen Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter verbleiben werden. Der nicht vermeidbare Eingriff in Natur und Landschaft 
wird durch die Umsetzung von Grünflächen und Pflanzfestsetzungen im Plangebiet sowie 
durch Zuordnung einer bereits umgesetzten externen Ökokontofläche im Stadtgebiet von 
Erftstadt ausgeglichen. 
 
Somit ist auch bei der Realisierung des Bebauungsplanes in zwei Teilbereichen (184 A und 
184 B) unter Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 
und zur Kompensation keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter zu erwarten. 
 
 
5. Berücksichtigung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
 
Die im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen (gem. § 3 Abs. 1 und 2 
sowie § 4 Abs. 1 und 2 Baugesetzbuch) vorgetragenen Stellungnahmen bzw. Äußerungen 
wurden wie folgt aufgenommen und gewertet: 
 
In der Öffentlichen Versammlung sowie im Zuge der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß   
§ 3 (1) BauGB und § 3 (2) BauGB wurden Fragen und Anregungen sowie Bedenken vorge-
tragenen, die im Wesentlichen 
 

- Verkehr (Anbindung Köttingerstraße und ruhender Verkehr) 
- Lärm 
- Abstände zwischen den unterschiedlichen Nutzungen (vor allem zwischen der vor-

handenen Wohnbebauung und der geplanten Bebauung) 
- Bebauung (Geschossigkeit) 
- Flächenversiegelung (Überschwemmungsgefahr und Regenrückhaltebecken) 
- Landschaftsschutz (erhalt Nutzgarten und Bäume) 

 
betreffen. 
 




